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Inhalt: beleuchtet, daß unter allen Bibliotheken der diesſeitigen Centralbehörden 

˖ raliſati sbibliotheken in Wien. Dr. Karl eine eigene Bibliothekarſtelle (in der VIII. Rangsclaſſe) nur bei den 
Wen mee En Schluß; e Bibliotheken des Miniſteriums des Innern, der Finanzen und des 
Mittheilungen aus der Praxis: Unterrichtes und bei der Reichsrathsbibliothek ſyſtemiſirt iſt. Desgleichen 


Im Falle der ohne Beanzeigung bei der Behörde geſchehenen Verlegung der verſchwindet der ſachliche Bibliotheksaufwand gemeiniglich im allgemeinen 
Gewerbsbetriebsſtätte an einen anderen Standort in der Gemeinde kann Amtspauſchale 9). 
nn der |. Fe ER a Dieſem vorwaltenden Charakter von internen Anſtalten entſpricht 
, en auch die Art der Ergänzung und das Verhältniß zur Leſerwelt. 
f u eee N Von den gel oben 1 er Fällen bei dem Miniſterium des 
00 eſetze 925 era nun geg, Innern und dem Miniſterrathe und von dem Schriftentauſche der ſchrift⸗ 
nien. 5 ſtellernden Behörden abgeſehen, beruht der Zuwachs dieſer Bibliotheken 
Erledigungen mehr oder minder auf den von Fall zu Fall gefaßten Entſchlüſſen. 
1 Desgleichen iſt die Benützung der meiſten dieſer Bibliotheken 
grundſätzlich auf die Mitglieder der betreffenden Behörden beſchränkt. 
2 EN „Is; n 8 Die Praxis ſchafft allerdings weit reichende Ausnahmen, aber ein Recht 
Die Centraliſation der Amtsbibliotheken in Wien. ek auf die Benüßung dieſer Anſtalten it in den wenigſten 
Von Dr. Karl Hugelmann. Fällen anerkannt, es fehlt ſogar das Nächſtliegende, nämlich die Feſt⸗ 
(Fortſezung und Schluß. ſtellung eines Wechſelſeitigkeitsverhältniſſes der mit Bibliotheken aus⸗ 


gerüſteten Behörden. 
Der gegenwärtige Zuſtand läßt ſich demnach kurz dahin charakteriſiren. Das allgemeine Urtheil, welches ſich aus den obwaltenden Ver⸗ 
Es beſitzen zunächſt alle Miniſterien größere oder kleinere Bücher⸗ hältniſſen ergibt, kann ſchon nach dieſen wenigen Andeutungen nicht 
ſammlungen, und zwar haben es die gemeinſamen Miniſterien des zweifelhaft ſeiu. Es fehlt dem Bibliotheksweſen der Staatsbehörden an 
Krieges und des Aeußeru, das öſterreichiſche Miniſterrathspräſidium, nichts Geringerem als einer einheitlichen, umfaſſenden Organiſation. Ob 
ſowie von den einzelnen öſterreichiſchen Reſſorts jenes des Innern, jenes 
der Finanzen, dann jenes der Juſtiz und des Unterrichtes zu umfang⸗ 


eine Centralſtelle ſich eines reicheren oder ärmeren literariſchen Apparats 
reicheren Bibliotheken gebracht. Außerdem kommen bei gemeinſamen 


erfreut, iſt nicht durch die Art und Größe der der betreffenden Behörde 
Juſtituten die Archivsbibliothek und jene des Militärcomites, bei öſter⸗ 


zugewieſenen Aufgaben begründet, ſondern zum größten Theile Folge 
N 5 ee en ig einer ſprunghaften Entwicklung, ja vielfach geradezu das Werk des 
reichiſchen Centralbehörden die Bibliothek des oberſten Gerichtshofes, der Zufalls. Eine ganze Reihe von Behörden Wiens kann ſich bei der 
ſtatiſtiſchen Ceutralcommiſſion und des Reichsrathes in Betracht. geſchilderten Verſchiedenheit der Ausſtattung nicht im Beſitze jenes Bücher⸗ 
Ueber die Stellung dieſer Anftalten im Aemterorganismus iſt materials befinden, welches zu einer tieferen Durchdringung ihrer Auf 
wenig Authentiſches in die Oeffentlichkeit gedrungen. Als integrirende gaben erforderlich iſt. Wer dem entgegenhält, wie reich und wohl 
Bestandtheile jener Behörden behandelt, zu welchen fie gehören, verbergen geordnet analoge Inſtitnte in andereu Ländern find — wir erinnern nur 
fie ihre Organiſation und vielſach auch ihre Exiſtenz vor den Augen beiſpielsweiſe an die Bibliothek des preußiſchen ſtatiſtiſchen Bureaus in 
der nicht unmittelbar im Amte befindlichen Perſonen J. So viel läßt Berlin, des deutſchen Reichstags in Berlin und des deutſchen Reichs⸗ 
ſich aber wohl behaupten. Wo die Ordnung des Verhältniſſes der gerichtes in Leipzig — der wird wohl behaupten können, daß unſere Ein⸗ 
Bibliothek zum Amte auch nicht ganz fehlt, bleibt fie doch eine mehr richtungen weit zurückgeblieben ſind. 
oder minder wandelbare nach den Anſchauungen der Chefs der Central⸗ Zu dieſer unſyſtematiſchen, durchaus mangelhaften Organiſation 
behörden; die perſönlichen und ſachlichen Mittel, welche der Bibliotheks⸗ der Amtsbibliotheken geſellt ſich nun noch der Umſtand, daß das Recht 
dienſt erfordert, ſind von der Gebahrung der Behörde im Allgemeinen der Behörden auf Benützung der allgemeinen Bibliotheken im Laufe 
nicht ſtrenge geſchieden. Die Sachlage wird am beſten durch den Umſtand der letzten Zeit, obwohl es formell unverändert geblieben, deshalb 


0 We sehr die Umtabikhiifelen. es bermeihen mol Rt ein materiell ſchwächeres geworden ift, weil die Concurrenz der in 
ie ſehr die Amtsbibliotheken es vermeiden wollen, an das Li er erf Ber 177 Iufer, i a „ = 
Oeffentlichkeit zu treten, beweiſt der Umſtand, daß zu der oben erwähnten amtlichen Eon Linie berufenen Jntereſſentengruppen ſich zu einer immer e 
Bibliotheksſtatiſtik, wie deren Bearbeiter (Pizza la) bemerkt, ſeitens einer Reihe teren geſtaltet hat. 

bedeutender Bibliotheken keine Eingabe vorgelegt wurde. Wohl in Folge deſſen | 

fehlen in dieſer Nachweiſung unter anderen Amtsbibliotheken charakteriſtiſcher ) Im Staatsvoranſchlage für 1887 ſind beſondere Erfordernißpoſten 
Weiſe auch jene, welche das Recht auf ſämmtliche Pflichtexemplare beſitzen, näm⸗ dieſer Art nur eingeſtellt bei der Reichsrathsbibliothek (3500 fl. als „Bibliotheks⸗ 
lich die Bibliothek des Miniſterrathspräſidiums und des Miniſteriums des auslagen“), bei der Bibliothek des Ackerbauminiſteriums (800 fl. als „Verwal⸗ 
Innern. Von der erſtgenannten Bibliothek findet ſich auch in Petzholdt's tungsauslagen der Miniſterialbibliothek“) und bei jener des Juſtizminiſteriums 
Adreßbuch keine Erwähnung. (800 fl. als „Beitrag für die Bibliothek“). 


Zu den Studirenden, welche ſchon 1849 das Recht der häus⸗ 
lichen Bücherbenützung erhielten, haben ſich ſpäter noch die Doctoranden 
und Candidaten des Mittelſchullehramtes geſellt und vor Allem iſt der 
Kreis der Profeſſoren durch die große Vermehrung der Lehranſtalten, 
ſowie durch das Entſtehen ganz neuer Kategorien von ſolchen weit 
ſtärker gewachſen als jener der Behörden. Zu den Profeſſoren der 
Gymnaſien ſind jene der Realſchulen, zu dem Lehrperſonale der Lehrer⸗ 
und Lehrerinnen⸗Bildungsanſtalten iſt jenes der Staatsgewerbeſchulen und 
Handelsakademien, ſowie neueſtens auch jenes der Bergakademien und 
land⸗ und forſtwirthſchaftlichen Mittelſchulen hinzugetreten und die ſeit 
1868 geſchaffene Möglichkeit einer regelmäßigen Benützung der Biblio⸗ 
theken außerhalb ihres Standorts hat die Concurrenz gerade dieſer auf 
viele kleine Orte zerſtreuten Intereſſentengruppe zu einer ſehr wirk⸗ 
ſamen gemacht. 

Dieſe Verſchiebung der Verhältniſſe mußte aber insbeſondere in 
Wien eintreten. 

Wir haben in dieſen Blättern ſchon vor Jahren ausgeführt, wie 
ſehr der externe Ausleihverkehr gerade die Wiener Univerſitätsbibliothek 
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Alle genannten Bibliotheken erfüllen zunächſt die Aufgabe von 
Handſammlungen der betreffenden Behörden. Sie haben jene Bücher zu 
enthalten, welche zu täglichem Gebrauche beuöthigt werden, und es iſt 
kein. Zweifel, daß fie dieſer Aufgabe um fo beſſer genügen, je näher 
ſie das Material den Benützern bringen. In dieſer Richtung können 
die Hausbibliotheken der einzelnen Behörden durch keine, wenn auch 
noch ſo reiche, entfernte Bibliothek erſetzt werden, ja die genannten 
Bibliotheken können dieſer Aufgabe nicht einmal vollſtändig genügen 
und es bleiben neben ihnen oft noch kleinere Handſammlungen der ein⸗ 
zelnen Departements erforderlich. 

An dieſe nächſtliegende Aufgabe ſchließt ſich aber erſt die eigentlich 
bibliothekariſche Arbeit an, nämlich die Bereithaltung des umfaſſenden 
literariſchen Apparats, welcher zur Löſung der amtlichen Aufgaben 
gegebenen Falls überhaupt erforderlich ſein kann. Es handelt ſich darum, 
aus der kaum uͤberſehbaren Maſſe der geſammten Literatur mit ſicherer 
Hand jene Schriften herauszugreifen, welche zu den Zielen der Bureau⸗ 
aufgaben in Beziehung ſtehen und die Sammlung dieſer Schriften in 
einer Weiſe bibliotheksmäßig zu verarbeiten, daß der Inhalt derſelben 


belaſten muß 10). Die Reciprocität der Bibliotheken, welche bei Schaffung vollſtändig erſchloſſen wird. Es iſt alſo klar, daß hier im Intereſſe 
dieſes Verkehrs ſtatuirt wurde, konnte bei Anſtalten von jo ungleichem jeder einzelnen Behörde eine Aufgabe zu löſen iſt, welche zu den ſchwie⸗ 
Umfange, wie es die öſterreichiſchen Univerſitäts⸗ und Studienbibliotheken rigſten Organiſationsaufgaben des Bibliotheksweſens überhaupt gehört, 


ſind, naturgemäß nur zu Ungunſten der großen Inſtitute ausfallen. 

Hiezu iſt nun in letzter Zeit der ſcheinbar bedeutungsloſe Umſtand 
der Verlegung der Bibliothek in das neue Univerſitätsgebäude getreten. 
Wohl iſt die Stellung der Bibliothek zu den Intereſſenten außerhalb 
des Univerſitätsverbandes trotzdem formell unverändert geblieben, die 
Logik der Thatſachen wird aber dazu führen, daß die akademiſche Seite 
des Bibliotheksprogramms mehr, die öffentliche Seite desſelben weniger 
als bisher Berückſichtigung findet. Die locale Einſchachtelung in die 
Univerſität muß die fluctuirende, tägliche Benützung durch die Angehö⸗ 
rigen des nächſten Intereſſentenkreiſes, zumal der Studenten, mächtig 
ſteigern und es iſt ſomit ein einfaches Rechenexempel, daß die anderen 
intereſſirten Factoren bei dieſer verſtärkten Concurrenz im Nachtheile 
ſind. Ob die weitere Entwicklung nicht dahin führen werde, aus dieſer 
thatſächlichen Veränderung auch formelle Conſequenzen zu ziehen, bleibe 
dabei noch ganz dahingeſtellt. 

Trotz dieſes beklagenswerthen Zuſtandes der bibliotheksmäßigen 
Ausſtattung der öffentlichen Behörden find wir aber weit entfernt, 


die Abhilfe lediglich durch Vermehrung der Bücherſammlungen anſtreben 


zu wollen und etwa dafür einzutreten, daß jede Centralſtelle mit einer 
großen Bibliothek ausgeſtattet werde. Im Gegentheile, wir würden 
hierin nicht nur einen unbegründeten Aufwand erblicken, ſondern wir 
behaupten ſogar, daß dieſer Weg nicht zum Ziele führen könnte Die 
reichſte Bibliothek bleibt ohne die zweckentſprechende Ordnung eine todte 
Maſſe und die geordnetſte Bibliothek verſällt, ſobald die ſyſtematiſche 
Ergänzung nicht fortlaufend ſichergeſtellt iſt. Dies beides läßt ſich aber 


nur dort erreichen, wo eine Bibliothek in den Mittelpunkt eines lebhaften | 


Intereſſes geſtellt iſt, wo die Verwaltung jener wirkſamſten aller Con⸗ 
trolen und jener lebendigſten aller Triebkräfte nicht entbehrt, welche in 
einer ununterbrochenen, täglich und ſtündlich ſich erneuernden, eifrigen 
Benützung gegeben iſt. Nicht darum alſo kann es ſich handeln, bei den 
einzelnen Behörden unbenützte Büchermaſſen anzuhäufen; das Problem 
beſteht vielmehr nur darin, die vorhandenen Bücherſchätze allen Behörden 
Wiens zugänglich zu machen und den Werth derſelben durch die richtige 
Organiſation zu erſchließen. Daß dieſes Ziel relakiv leicht erreichbar, 
und zwar ohne einen Mehraufwand erreichbar ſei, davon ſind wir auf 
Grund langjähriger Beobachtung der Verhältniſſe überzeugt und den 
Weg zu dieſem Ziele wollen wir daher im Nachſtehenden bezeichnen. 

Zu unſerem Zwecke grenzen wir vor Allem das Feld der Unter⸗ 
ſuchung möglichſt ein. Wir laſſen zuvörderſt die Bibliotheken aller gemein⸗ 
ſamen Behörden außer Betracht und faſſen nur jene der diesſeitigen 
Behörden in's Auge, 
niſſe obwalten. Und auch da ſtellen wir die Bibliothek des Reichsrathes 
wegen der eigenartigen Stellung des Parlaments im Staatsorganismus 
in zweite Linie; in erſter Linie ziehen wir nur jene der Miniſterien, 
dann jene des oberſten Gerichtshofes und der ſtatiſtiſchen Central⸗ 
commiſſion in Erwägung. 


10) Vgl. in Nr. 35 und 36 des Jahrganges 1879 die Abhandlung über 
„das Verhältniß der Wiener Univerſitätsbibliothek zu den Mittelſchul⸗ und 
Amtsbibliotheken“. 


weil nur bei dieſen gleiche Eigenthumsverhält⸗ 


eine Aufgabe nämlich, welche ebenſowohl eine genaue Kenntniß der 
vorausſichtlichen Bedürfniſſe der Geſetzgebung und Verwaltung, als jene 
der geſammten Literatur erfordert. Und ebenſo unbeſtreitbar iſt es, daß 
zur Löſung dieſer Aufgabe neben der adminiſtrativen und literariſchen 
Bildung die volle Vertrautheit mit der Technik des Bibliotheksbetriebes 
vorhanden ſein muß. 

Soll nun die Vornahme der bezeichneten Arbeit bei jeder der 
engen Behörden wiederholt werden, ſoll jede der letzteren ſich den 
ganzen literariſchen Apparat, deſſen ſie jemals bedürfen könnte, ſelbſtſtändig 
ſchaffen? Sit es überhaupt leicht möglich, die Sphäre ſolcher Sonder⸗ 
bibliotheken von einander abzugrenzen und gibt es nicht einen ganzen, 
großen Complex von Werken, welcher in alle Verwaltungszweige eingreiſt 
und daher in jeder dieſer Theilbibliotheken wiederkehren muß? Iſt es 
| richtig, Büchermaſſen aufzuſtapeln, die höchſt ſelten gebraucht werden 
nnd die daher, wenn man nach einer langen Intervalle nach ner 
ſich doch geordnet und vollſtändig nicht finden? Und iſt es vollends 
| gerechtfertigt, die im Staatseigenthum befindlichen Beſtände einer Behörde, 
obwohl ſie nur hie und da benützt werden, von der Mitbenützung durch 
andere Behörden grundſätzlich auszuſchließen? 

Wir glauben alle dieſe Fragen verneinen zu müſſen. 

Von dem Augenblicke an, in welchem Bücherſammlungen über 
die Bedürfniſſe des täglichen Dienſtes hinauswachſen und ſtatt der 
Natur von Handſammlungen jenen von großen Bibliotheken annehmen, 
treten fie aus dem Rahmen des Hilſsinſtituts einer einzelnen Admini⸗ 
ſtrativbehörde hinaus. 

Der einzelnen Adminiſtrativbehörde, welche ſtets mehr oder weniger 
von den Intereſſen des täglichen Dienſtes in Anſpruch genommen wird, 
fehlt die Ruhe des Blickes, um die literariſchen Ueberlieferungen der 
Vergangenheit zu hüten und damit zugleich die literariſchen Bedürfniſſe 
der Zukunft wahrzunehmen. Und wenn es auch denkbar wäre, daß die 
Einzelbehörden die ihnen anvertrauten großen Bibliotheken nicht als 
Ballaſt behandeln würden, ſo bleibt doch noch der Geſichtspunkt unwider⸗ 
legt, daß dieſe Sonderbibliotheken iſolirt nicht entſprechend wirken 
können. 

Wir ſehen dabei ganz davon ab, daß ſelbſt bei der genaueſten 
Normirung der Competenzgrenzeu der einzelnen Bibliotheken eine 
gemeinſame Inſtanz geſchaffen werden müßte, um die Einhaltung dieſer 
Competenzgrenzen zu überwachen. Aber auch dann, wenn eine ſolche 
Geſammtorganiſation als möglich angenommen wird, bleibt, und dies iſt 
der entſcheidende Punkt, ein großer Literaturcomplex übrig, welcher, 
obwohl wenig benützt, in keiner dieſer Sonderbibliotheken fehlen darf, 
weil er in das Gebiet einer jeden derſelben eingreift und eine gegen⸗ 
ſtändliche Trennung nicht geſtattet, welcher alſo in jeder dieſer Bibliotheken 
ſich wiederholen muß. 
| Wir greifen als Beispiel die Geſetzſammlungen und die Parlaments⸗ 
| berichte heraus. 

Jedes der Minifterien, um nur von dieſen zu ſprechen, hat feine 
legislative Aufgabe und es iſt klar, daß zur Bewältigung derſelben 
die ſremdländiſchen Geſetzſammlungen und Parlamentsberichte jedem 


Miniſterium zugänglich ſein müſſen. Es kann auch nicht genügen, das 


Material der größeren Staaten zu beſitzen; wo überhaupt eine Geſetz⸗ 
gebung thätig war, dort muß der Gang derſelben verſolgt werden, kein 
irgendwo aufgetauchter geſetzgeberiſcher Gedanke darf der heimiſchen 
Legislation entgehen. Nach dem gegenwärtigen Stande der Dinge, bei 
der ſtrengen Sonderung der Miniſterialbibliotheken, müßte dieſes Material 
in jeder der genannten Einzelbibliotheken vorhanden ſein. 
kein Geheimniß, daß der ſactiſche Zuſtand ein geradezu entgegengeſetzter 
iſt. Wer je in der Lage war, in den öſterreichiſchen Amtsbibliotheken 
nach fremdländiſchem, legiſtiſchem Material zu forſchen, der weiß, daß 
dieſes vollſtändig nirgends zu finden iſt. Ja, wir zweifeln, daß eine 
erſchöpfende Orientirung z. B. über die Geſetzgebung Englands oder 
der Schweiz auch dann zu gewinnen wäre, wenn man die mühſame 
Forſchung durch alle Miniſterialbibliotheken hindurch etwa bis zu jener 
des Ackerbauminiſteriums fortführen wollte. Und im Grunde iſt dies 
nur zu ſehr begreiflich. Jedes Miniſterium hat das Bedürfniß nach 
dieſen fremdländiſchen Materialien, aber ein jedes für ſich nur in relativ 
feltenen Fällen. Der Aufwand an Mühe und Koſten, den die vollſtändig e 
Befriedigung dieſes ſeltenen Bedürfniſſes erfordern würde, wird daher 
unterlaſſen und ſo kommt es zu dem kläglichen Ergebniß, daß wohl 
überall Bruchſtücke, aber nirgends vollſtäudige Sammlungen der fremd- 
ländiſchen Geſetzgebungsmaterialien zu finden ſind. 

Dieſe Beiſpiele ließen ſich leicht vervielfältigen und ſie zeigen 
deutlich den Weg zur Löſung. 

Jedes Miniſterium braucht einen großen literariſchen Apparat, 
aber es braucht ihn zum geringſten Theile für ſich allein; ſür die 
Regierungszwecke muß ein großer Bücherſchatz verfügbar, aber er kann 
ein für alle Behörden gemeinſamer ſein. 

Es handelt ſich alſo um die Schaffung einer großen Regierungs⸗ 
bibliothek, welche, unabhängig von den engen Verhältniſſen eines einzelnen 
Amtes, allen Zwecken der Verwaltung in gleicher Weiſe dient. Dieſe 
Bibliothek wäre frei von ängftiichen Rückſichten auf die Grenzen ihrer 
Competenz, ſie ſtünde, weil allen Behörden dienend und von allen 
benützt, im Mittelpunkte eines lebhaften Intereſſes und ſie würde ſich 
als ein großes, gewaltiges Inſtitut jene Beachtung erzwingen, welche 
den kleinen Bibliotheken in ihrem Zwitterdaſein nie zu Theil wird. 

Wie ſoll man nun zu dieſem Ziele gelangen? Wie iſt es möglich, 
ohne einen großen Aufwand jenen Stamm alter Bücher mit einem 
Schlage zu erlangen, ohne welchen die Gründung einer Bibliothek 
undenkbar iſt, und wie iſt es weiter thunlich, ohne Belaſtung des Budgets 
die Fortführung des Werkes im breiten Rahmen der Gründung 
ſicherzuſtellen? 

Unſere Antwort iſt ſehr einfach. Wir brauchen zu dieſem Zwecke 
gar nicht das radicale Mittel der Zuſammenlegung aller Amtsbibliotheken. 
Es handelt ſich lediglich darum, eine der größeren von den jetzt 
beſtehenden Amtsbibliotheken formell zu dem Centralinſtitut ſämmtlicher 
Amtsbibliotheken zu erheben, dieſe Bibliothek zur Sammelſtelle al ler 
der Regierung zukommenden Pflichtdruckwerke in einem Exemplare zu 
machen und derſelben die Bezugsrechte auf das fremdländiſche Material 
im Allgemeinen zuzuweiſen; hiedurch wäre mit einem Schlage der 
Mittelpunkt geſchaffen, an welchen ſich die übrigen Bibliotheken 
angliedern müßten. 

Es fragt ſich alſo nur darum, welche der beſtehenden Amts⸗ 
bibliotheken zu dieſer Aufgabe zu berufen wäre. 

Bei dieſer Frage können nach dem über den Zuſtand der Amts⸗ 
bibliotheken oben Mitgetheilten von vorneherein nur drei Bibliotheken 
in Betracht kommen, nämlich jene des Miniſteriums des Innern, des 
Miniſterrathspräſidiums und der ſtatiſtiſchen Centralcommiſſion. Faſſen 
wir alſo dieſe drei Bibliotheken für den bezeichneten Zweck in's Auge. 

Was zunächſt die Bibliothek des Miniſteriums des Innern 
anbelangt, ſo iſt dieſe nicht nur die größte aller Amtsbibliotheken, 
ſondern es ſpricht für dieſelbe noch insbeſondere der Umſtand, daß ſie 
durch den kaiſerlichen Gründungsact im Jahre 1849 nicht als ein 
Hilfsinſtitut eines einzelnen Miniſteriums, ſondern ausdrücklich zur Unter⸗ 
ſtützung der Arbeiten ſämmtlicher Centralſtellen in's Leben geruſen 
wurde. Aus dieſer umfaffenden Beſtimmung allein iſt es ja zu erklären, 
daß dieſer Bibliothek der Bezug der fremdländiſchen Geſetzſammlungen 
und Parlamentsberichte von Anfang an geſichert worden iſt und daß 
der öſterreichiſche Bücherzuwachs derſelben auf der breiten Baſis der 
Pflichtexemplare ruht. Es würde ſich alſo nur darum handeln, dieſe 
Bibliothek wieder auf jenes Niveau zu erheben, von welchem ſie, was 
Ergänzung und Benützung anbelangt, in programmwidriger Weiſe zu der 
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Es iſt aber 
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Stellung eines internen Inſtituts des Miniſteriums des Innern herab⸗ 
gedrückt worden iſt, ſie kurz zu dem in Wahrheit zu machen, was ſie 
nach ihrer Gründung eigentlich ſein ſoll, nämlich zur Centralbibliothek 
der Wiener Staatsbehörden. 

Hiezu wäre aber Eines unerläßliche Vorausſetzung, nämlich 
die Loslöſung der Bibliothek von dem Miniſterium des Junern, da 
dieſes als ein Einzelminiſterium zur Löſung einer allgemeinen Aufgabe 
weder berufen noch geeignet iſt. Die ſtatutariſche Formulirung des 
Bibliothekscharakters genügt für ſich allein durchaus nicht. Wenn die 
allgemeine Aufgabe der Bibliothek in einem neuen Statute auch noch 
ſo ſtark zum Ausdrucke gebracht werden ſollte, unter der Leitung des 
Miniſteriums des Innern ſowie unter der Verwaltung jedes anderen 
Einzel miniſteriums würde das Inſtitut zuſammenſchrumpfen zur Hilfs⸗ 
anſtalt eines einzelnen Reſſorts; es würde ſich nur jene Entwicklung 
wiederholen, welche ſich in dieſer Bibliothek ſchon von 1849 bis 1859 
ergeben hat. Soll die Bibliothek des Miniſteriums des Innern zur 
Centralbibliothek werden, dann muß fie in Wahrheit an eine centrale 
Stelle kommen, nicht in ein Specialreſſort fallen. 

Der nächſte Weg hiezu iſt auch ſehr bald gegeben, es iſt die 
unmittelbare Unterſtellung unter das Miniſterrathspräſidium. 

Auf dieſem Wege begegnen wir aber einer anderen Bibliothek, 
welche ſich an der bezeichneten Stelle ſchon befindet, welche eine ebenſo 
breite Grundlage der Exiſtenz als die Bibliothek des Miniſteriums des 
Innern und nur den Reichthum der Bücherbeſtände nicht beſitzt, nämlich 
die gegenwärtige Bibliothek des Miniſterrathspräſidiums ſelbſt. Der Zweck, 
welchen man durch die Erhebung der Bibliothek des Miniſteriums des 
Innern zur Centralbibliothek verfolgen will, läßt ſich daher auch auf 
eine andere Weiſe erreichen, welche den Widerſpruch des Miniſteriums 
des Innern in geringerem Maße hervorrufen wird. Es iſt nicht nöthig, 
daß das Miniſterium des Innern auf eine Handſammlung beſchräukt 
werde; es kommt vielmehr nur darauf an, daß von dieſem Miniſterium 
jene Bücherbeſtände, welche in der Bibliothek des Miniſterrathspräſidiums 
nicht vorhanden ſind, an dieſe abgetreten werden. Das Miniſterium des 
Innern würde auf dieſe Weiſe noch immer einen anſehnlichen, ja höchſt 
wahrſcheinlich noch immer einen über das Maß des unmittelbaren 
Bedürfniſſes hinausgehenden Bücherſtamm behalten, es verb liebe in dem 
Rechte auf den Bezug der Pflichtexemplare und gewänne den unerläß⸗ 
lichen Raum zur Unterbringung dieſes Zuwachſes. Die Bibliothek des 
Miniſterrathspräſidiums aber wäre auf dieſe Weiſe mit einem Schlage 
nicht nur formell zur Centralbibliothek, ſondern auch materiell zur 
reichſten Amtsbibliothek gemacht und dies wäre Alles, was wir für den 
erſten Augenblick brauchen. 

Die Stellung der dritten oben genannten Bibliothek, nämlich der 
ſtatiſtiſchen Amtsbibliothek, haben wir in dieſem Falle gar nicht weiter 
zu prüfen, ſie würde ſich, wenn die Centralbibliothek kräftig functionirt, 
im Laufe der Zeit ebenſo von ſelbſt regeln wie das Verhältniß der 
miniſteriellen Sonderbibliotheken; das Entſcheidende iſt, daß der gewon⸗ 
nene mächtige Bücherſtamm ſich durch die fortgeſetzte richtige Ergänzung 
lebensvoll entwickle. 

Hierüber müſſen wir alſo ſprechen. 

Was zunächſt die öſterreichiſche Literatur betrifft, ſo haben wir 
wiederholt angedeutet, daß das Miniſterrathspräſidium auch jetzt ſchon 
das Recht auf den Bezug ſämmtlicher Pflichtexemplare beſitzt. Hiemit 
allein ſchon iſt eine reiche Quelle des Wachsthums gegeben, die nur im 
Fließen erhalten und nutzbar gemacht werden muß. Nicht das könnte 
die Aufgabe der Centralbibliothek ſein, unter den Pflichtdruckwerken eine 
mehr oder minder glückliche Auswahl zu treffen; dem neuen Jaſtitute 
würde vielmehr nach unſerer Auffaſſung mit dem Rechte auf den Bezug 
ſämmtlicher Pflichtexemplare auch jene Pflicht zufallen, welche allein dies 
Recht motivirt, nämlich die Pflicht der Sammlung und bibliotheks⸗ 
mäßigen Ordnung dieſes Materials in ſeinem vollen Umfange. Eine 
Sammelſtelle der geſammten öſterreichiſchen Literatur könnte und müßte 
hier für die Zwecke der Verwaltung geſchaffen werden und das Recht 
auf den Bezug der Pflichtexemplare, welches im Rahmen der miniſte⸗ 
riellen Sonderbibliotheken ſeine richtige Stätte nicht beſitzt, käme hier 
in den Händen eines Eentralinſtituts zu voller Wirkſamkeit. So wenig 
ſih nämlich irgend eine Behörde denken läßt, welche durch ihre Stellung 
zu einem Intereſſe an allen Druckwerken berufen ſein könnte, ebenſo 
ſicher iſt es, daß jede Druckſchrift für irgend einen Verwaltungszweig 
von Bedeutung iſt. Ein jedes, auch das ſcheinbar unbedeutendſte und 
nichtigſte Preßerzeugniß iſt für die Verwaltung von Belang, ſei es 


vom materiellen oder formellen Geſichtspunkte, ſei es in ee 
oder polizeilicher Hiuſicht. Wenn dies aber richtig iſt und wenn die 
Pflichtdruckwerke, wie in Oeſterreich, auch an die Regierung abgeliefert 
werden müſſen, dann muß eine Amtsbibliothek alle Druckſchriften in 
einem Exemplare ſammeln und dies wäre ſomit die erſte Aufgabe 
ſowie die erſte Bereicherungsquelle der neuen Centralbibliothek. | 

Der Fortſchritt, der hierin läge, iſt unbeſtreitbar. 

Es iſt ja allbekannt, daß die Behörden jetzt, obwohl je ein 
Pflichtexemplar an die Bibliothek des Miniſterrathspräfidiums und des 
Miniſteriums des Junern abgelieſert werden ſoll, doch, wenn ſie ein 
öſterreichiſches Buch brauchen, niemals mit Sicherheit darauf rechnen 
können, es in den genannten Bibliotheken zu finden, weil beide nur 
Stücke nach einer beſchränkten Auswahl behalten. Man wende uns auch 
nicht ein, daß es genüge, wenn die Pflichtexemplare eingetrieben und 
dann au die verſchiedenen Dicaſterialbibliotheken vertheilt werden. Wir 
behaupten, daß die peinliche Genauigkeit, welche die Requiſition der 
Pflichtexemplare aus allen Ländern erfordert, von einer Bibliothek nur 
dann verlangt werden kann, wenn ſie dieſe Arbeit für ſich und nicht 
für andere zu leiſten hat und wenn die Controle dieſer Arbeit ſtündlich 
möglich ift. Wir verlangen aber, daß der Verwaltung ein jedes öſter⸗ 
reichiſche Druckwerk ſofort und in örtlicher Vereinigung mit den übrigen 
heimiſchen Preßerzeugniſſen zugänglich ſei, und dies iſt möglich, wenn 
die Centralbibliothek das Erbe der Bibliothek des Miniſterrathspräſidiums 
eum beneficio inventarii im formellen Sinne antritt, d. h. wenn das 
Inſtitut der Regierungspflichtexremplare in den Händen der Central⸗ 
bibliothek zur Wahrheit wird. 

Wir kommen nun zu der zweiten Büchergruppe, der fremdländi⸗ 
ſchen Literatur. 

Auch in dieſem Punkte thut nichts mehr Noth als die Schaffung | 
einer Centralſammelſtelle. Es iſt ja ſattſam befannt, wie viele fremde 
Druckſchriften jetzt ſchon im Tauſchverkehre oder im diplomatiſchen Wege 
nach Oeſterreich gelangen und hier doch nur mit Mühe oder gar nicht 
aufzutreiben ſind, weil ſie entweder in den einzelnen Sonderbibliotheken 
zerſtreut ſind oder in den Miniſterialdepartements ganz verſchwinden. 

Wir erinnern, um ein Beiſpiel zu geben, nur an die engliſchen 
Blaubücher, welche von der öſterreichiſchen Vertretung in London voll- 
ſtändig erworben werden, die ſich aber geſammelt in Oeſterreich nirgends 
finden. 

Wie bedeutſam dieſe Zuſendungen von auswärts ſind und ie 
diefe ihrer Natur nach eine vereinigte Aufitellung verlangen, dies haben 
ferner die Verhandlungen gezeigt, welche laut der Berichte aus : 


ſtatiſtiſchen Centralcommiſſion zwiſchen der öſterreichiſchen und der nord⸗ 
amerikaniſchen Unionsregierung gepflogen werden, um jenen Tauſch⸗ 
verkehr amtlicher Druckſchriften endlich zu regeln, der auf Grund der 
von Nordamerika ergriffenen Initiative zwiſchen dieſem Lande und den 
einzelnen europäiſchen Staaten (auch Ungarn) ſchon längſt im vollen 
Gange iſt. 

Ju reicher Fülle, dies kann man mit voller Sicherheit behaupten, 
fließen der Regierung von auswärts Druckſchriften zu und dieſer Zufluß 
wird ſich immer mehr ſteigern, je ſichtbarer die Verwerthung des 
Gebotenen wird. | 

Allerdings iſt dies Alles noch immer nur ein geringer Theil der 
fremdländiſchen Literatur und eine allgemeine, Verwaltungsbibliothek 
wird daher des Ankaufs von Werken in bedeutendem Umfange nicht 
entrathen könneu. Dieſer Zweck würde ſelbſtverſtändlich eine eigene 
Dotation erfordern, dies würde aber noch lange keinen neuen Aufwand 
bedeuten. Jeder der beſtehenden Sonderbibliotheken würde durch die neue 
Centralbibliothek ein großer Theil ihrer Aufgaben abgenommen, eine 
jede derſelben könnte ſich daher in ihren Bücheranſchaffungen beſchränken 
und hätte demgemäß billiger Weiſe einen Theil ihrer Dotation an das 
neue Juſtitut abzutreten. Ohne neue Belaſtung des Staatsſchatzes, ohne 
Benachtheiligung der beſtehenden, nunmehr nur vom Ballaſt befreiten 
Amtsbibliotheken, könnte auf dieſe Weiſe eine Anſtalt geſchaffen werden, 
welche durch ihre Stellung im Mittelpunkte aller amtlichen Intereſſen 
mit den bisher verwendeten Mitteln weitaus Größeres zu leiſten 
im Stande wäre, als bis zum Augenblicke bei der Verzettelung der 
Kräfte gefchegen iſt. 

Ueber die Details der Ausführung enthalten wir uns diesmal 
näherer Unterſuchungen und Darlegungen. Nur ſo viel wollen wir, um 
der Erhebung von Schwierigkeiten von vorneherein zu begegnen, jetzt 
ſchon ſagen, daß auch die Raumfrage keine unüberwindliche wäre. Die 
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Bibliothek des Miniſterrathspräſidiums befindet ſich im Beſitze des 
ſchönſten Bücherſaales, welchen wir bei den Wiener Amtsbibliotheken 
keunen, es käme alſo nur darauf an, ihr eine Reihe von anſtoßenden 
Nebenräumen zuzuweiſen. Und ſollte ſich dies im Modeueſerpalaſte 
wirklich als unausſührbar erweiſen, fo wäre ja für die Regierung jetzt die 
Möglichkeit vorhanden, im alten Rathhauſe Räumlichkeiten zu erwerben, 
welche für die Zwecke unſeres Centralinſtitutes gewiß geeignet ſind und 
einer Verwendung für öffentliche Zwecke noch immer harren. Ueber 
dieſen Punkt hinaus halten wir aber mit jeder weiteren Discuſſion der 
Sache vorläufig zurück. 

Wir unterlaſſen es ebenſo, zu unterſuchen, ob ſich noch andere 
Varianten der Löſung unſeres Problems, etwa in Anlehnung an die 
Bibliothek der ſtatiſtiſchen Centralcommiſſion, denken ließen, wie wir das 
Verhältniß der Sonderbibliotheken zu der Centralbibliothek nicht näher ver⸗ 
folgen wollen. Uns genügt es vorläufig, wenn eine Centralamtsbibliothek 
überhaupt geſchaffen und damit ein Mittelpunkt für das Bibliotheksweſen 
der Staatsbehörden gebildet wird. Iſt ein ſolcher einmal vorhanden, ſo 
iſt auch das Centrum gegeben, an welches ſich die übrigen Bibliotheken, 
wie ſchon geſagt, mit der Zeit, in dieſer oder jener Art, von ſelbſt 
angliedern werden. Wir ſind nämlich überzeugt, daß eine kräftig 
functionirende Centralbibliothek jene Macht der Anziehung bald üben 
würde, welche dem großen Körper dem kleinen gegenüber immer eigen 
iſt. Sobald die Centralbibliothek machtvoll in's Leben treten dürfte, 
würde den Einzelbehörden ſich mit der Zeit das Verſtändniß von ſelbſt 
eröffnen, daß der Anſchluß an das Centralinſtitut nicht den Verzicht 
auf die Benützung der eigenen Bücherſammlungen ſondern nur eine 
Organiſation derſelben bewirken würde, um die in der Jöſolirung ver⸗ 
kümmernden Maſſen durch ihre Verbindung allſeitig nutzbar zu machen. 
Die Auflaſſung einzelner kleinerer Bibliotheken würde auf Grund dieſer 
Auffaſſung der Dinge den Anfang der praktiſchen Maßnahmen machen 
und die Abſtoßung der über das Maß von Handſammlungen hinaus⸗ 
reichenden Beſtände würde überall folgen, wo das richtige Verſtändniß 
der beſonderen und allgemeinen Intereſſen ſich Bahn brechen würde. 
Allein, wie geſagt, dies iſt eine Entwicklung, welche wir der Logik der 
Thatſachen überlaſſen wollen; auf dem Wege zu dieſem Ziele gibt es 
ſehr viele Etappen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Im Falle der ohne Beanzeigung bei der Behörde geſchehenen 
Verlegung der Gewerbsbetriebsſtätte an einen anderen Standort 
in der Gemeinde kann zwar der Betrieb im neuen Standorte 
behördlich eingeſtellt werden, es iſt jedoch, wenn der Gemwerbs: 
inhaber darum auſucht, bezüglich des neuen Standortes das 

Betriebsanlagen-Genehmigungsverfahren einzuleiten. 

Im März 1886 hat Joſeph K. beim Bürgermeiſteramte iu B. 
den Betrieb des Wagnergewerbes im Hauſe Nr. 76 in B. angemeldet 
und wurde ihm hiezu der Gewerbeſchein ausgefertigt. Im November 
desſelben Jahres überſiedelte er in das Haus Nr. 83, ohne hievon die 
Anzeige zu erſtatten. Schon im nächſten Monate erhob der Eigenthümer 
des Nachbarhauſes Nr. 82, Eduard S., die Beſchwerde, daß in Folge 
des durch die Wagnerwerkſtätte verurſachten unerträglichen Geräuſches 
ihm und ſeinen Miethparteien das Bewohuen feines Hauſes unmöglich 
gemacht wird, und begehrte die Einſtellung jenes Betriebes. 

Das Bürgermeiſteramt als politiſche Behörde erſter Inſtanz 
erkannte ſohin unterm 15. Jänner 1887, 8. 10.678, daß, nachdem 
erhobenermaßen durch das ungewöhnliche Geräuſch jenes Gewerbsbetriebes 
die Nachbarſchaft in ungewöhnlicher Weiſe beläſtigt wird, das betreffende 
Zimmer des Hauſes Nr. 83 zum Betriebe der Stellmacherei ungeeignet 
iſt und K. daher dieſen Betrieb ſogleich einzuſtellen hat (8 25 Gew. 
G. Nov.). 

Dem dagegen gerichteten Recurſe des Wagners und ſeines Haus⸗ 
herrn Alois F. gab die Landesregierung mit dem Erlaſſe vom 23. Fe⸗ 
bruar 1887, Z. 2152, inſoferne der Wagnereibetrieb in Nr. 83 ein⸗ 
geſtellt wurde, keine Folge, weil K. es unterlaſſen hat, die nach § 39 
Gew. G. Nov. vorgeſchriebene Anzeige von der Verlegung ſeines Gewerbes 
von Nr. 76 nach Haus Nr. 83 zu erſtatten, er ſonach im Sinne der 
ss 11 und 13 Gew. G. Nov. zum Betriebe des Wagnergewerbes in 
dieſem (letzteren) Hauſe nicht berechtigt iſt. In dieſer Richtung wurde 
zugleich die Strafamtshandlung gegen ihn angeordnet. Inſoferne jedoch 
das Locale des Hauſes Nr. 83 als zum Betriebe des Wagnergewerbes 


ungeeignet erkannt wurde, hat die Landesregierung den diesfälligen 
Theil des Beſcheides wegen mangelhaften Verfahrens behoben und aus⸗ 
geſprochen, daß, falls K. ſein Gewerbe in dieſem Hauſe auszuüben 
beabſichtigt. über feine eventuelle Anzeige nach S 26 Gew. G. Nov. 
das Amt zu handeln fein wird. Denn nach § 25 Gew. G. Nov. iſt 
wohl die politiſche Gewerbsbehörde berufen, darüber zu entſcheiden, ob 
und inwieweit der Betrieb der Wagnerei in Nr. 83 aus öffentlichen 
Rückſichten ſich als unzuläſſig darſtellt. Aus dem Wortlaute des § 26 
geht aber hervor, daß die Behörde zunächſt nur zur Vorſchreibung der 
nöthigen Bedingungen und Beſchräukungen berechtigt iſt und daß erſt 
dann, wenn die Beläſtigung der Nachbarſchaft durch ſolche Feſtſetzungen 
nicht beſeitigt werden kann, auch die Genehmigung für die Betriebs- 
ſtätte verweigert werden darf. Ob hier dieſe zur Verweigerung der 
Genehmigung erforderlichen Vorausſetzungen vorhanden find, entzieht 
ſich der Beurtheilung, weil die erwähnten Umſtände bei der Localver⸗ 
handlung gar nicht zur Erörterung gelangten. In Anbetracht deſſen 
kann dem K. nicht verwehrt werden, um die nachträgliche Genehmigung 
der Betriebsſtätte, beziehungsweiſe um eine neuerliche Localerhebung 
anzuſuchen. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat über den von Eduard S. 
eingebrachten Miniſterialrecurs unterm 2. Mai 1887 ad Nr. 5724 
nachſtehend entſchieden: 

„Das Miniſterium des Innern findet dem Recurſe des Eduard S. 
in B. gegen die Entſcheidung der Landesregierung vom 23. Februar 
1887, 3. 2152, inſoferne damit jener Theil des Beſcheides des Bürger⸗ 
meiſteramtes in B. vom 15. Jänner 1887, 3. 10.678, welcher das 
bisher von Joſeph K. zur Ausübung des Wagnerhandwerkes ohne Ge⸗ 
nehmigung benützte Locale des Hauſes Nr. 83 in B. ohne Rückſicht 
auf etwaige Bedingungen oder Beſchränkungen als zu dieſem Gewerbs⸗ 
betriebe ungeeignet erkannte, behoben worden iſt, keine Folge zu geben, 
weil dem Joſeph K. nicht verwehrt werden kann, um die Genehmigung 
der Betriebsanlage für ſein Wagnergewerbe in dem Hauſe Nr. 83 in 
B. einzuſchreiten und es nach dem III. Hauptſtücke der Gewerbegeſetz⸗ 
novelle von dem Reſultate der über dieſes Anſuchen durchzuführenden 
Verhandlung abhängig gemacht werden muß, ob überhaupt, dann even⸗ 
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den Heimatsgemeinden der in den Landes⸗Irrenanſtalten zu Hall und Pergine 
unentgeltlich verpflegten Angehörigen an den Tiroler Landesfond zu leiſtenden 
Erſatzes auf ſechs und zwanzig Kreuzer per Kopf und Tag und betreffs Erhöhung 
der Verpflegsgebühren der erſten und zweiten Verpflegsclaſſe. — 27. Verordnung 
des k. k. Statthalters vom 18. Mai 1886, Z. 10.021 — Forſt, betreffend die 
Nichtbeachtung des Verbotes wegen Aufſtellung junger Bäume bei Proceffionen ꝛc. 
— 28. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 5. Juni 1886, 8. 11 320-- 
Mil., betreffend die Behandlung der ſtellungspflichtigen Alumnen des Collegium 
bohemicum in Rom. — 29. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 12. Juni 
1886, Z. 11.864 Mil., betreffend die Beftätigung zur Löſung halber Civil⸗ 
Fahrkarten III. Claſſe für die zur Controlsverſammlung einrückenden Landwehr⸗ 
männer. — 30. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 17. Juni 1886, 
3. 11.952 — Jagd, betreffend die Ausſtellung von Jagdkarten. — 31. Kund⸗ 
machung des k. k. Statthalters vom 21. Juni 1886, 3. 11.791 Mil, betreffend 
die Ausfertigung der Familienväter⸗Zeugniſſe bei Befreiungen und Entlaſſungen 
ſeitens der Heimatsgemeinde. 

VIII. Stück. Ausgeg am 14. Auguſt — 32. Kundmachung des k k. Statt⸗ 
halters vom 5. Juli 1886, Z. 13.576, betreffend die Auflaſſung der bisherigen 
Controlsſtation für Landesſchützen Hittisau und Activirung der Controlſtation 
Krumbach. — 33. Geſetz vom 19. Juni 1886, womit eine Bauordnung für die 
Stadt Bozen und Anordnungen rückſichtlich der Bauführungen in der Umgebung 
von Bozen erlaſſen werden. — 34. Geſetz vom 16. Juli 1886, wirkſam für das 
Land Vorarlberg, betreffend die Erhöhung der Frauen⸗Einkaufstaxe in der 
Marktgemeinde Dornbirn nach §8 33, Abſatz 3 der Gemeindeordnung für 
Vorarlberg (Landesgeſetz vom 22. April 1864, L. G. Bl. Nr. 22, und Landes⸗ 
geſetz vom 27. December 1882, L. G. Bl. Nr. 7 ex 1883). — 35. Kundmachung 
des k. k. Statthalters vom 27. Juli 1886, 8. 15.034— Sanität, betreffend das 
Verzeichniß jener nur zu Heilzwecken verwendeten Artikel, welche auch in anderen 
Geſchäften als Apotheken feilgehalten und verkauft werden dürfen. — 36. Ver⸗ 
ordnung des k. k. Statthalters vom 23. Juli 1886, Z. 14 812— Sanität, betreffend 
die Regelung der Vieh⸗ und Fleiſchbeſchau in Tirol. 

IX. Stück. Ausgeg. am 6. September. — 37. Cholerainſtruction, ver⸗ 
faßt über Veranlaffung des k. k. Miniſteriums des Innern durch den oberſten 
Sanitätsrath, genehmigt und zur Darnachachtung den politiſchen Landesbehörden 
bekanntgegeben mit dem Miniſterialerlaſſe vom 5. Auguſt 1886, Z. 14.067. — 


tuell unter welchen Bedingungen, Vorſichten oder Beſchräukungen die | 38. Geſetz vom 7. Juli 1886, betreffend die Rückzahlung der aus Anlaß der 


in Ausſicht genommene Betriebsanlage genehmigt werden kann.“ —r. 


Literatur. 


Ein Beitrag zur Frage der Reform des juriſtiſchen Bildungs⸗ 
weſens in Oeſterreich von einem Praktiker. Wien, Manz, 1886. 

Daß nicht blos die Profeſſorencollegien, ſondern auch Männer der Praxis 
ihr Urtheil in der angeregten Richtung abgeben, iſt ſchon zur Remedur etwaiger 
Einſeitigkeiten wünſchenswerth, um ſo eher, wenn es eine gar verwickelte Frage 
zu löſen gibt, die ohne vielfache und unbefangene Informationen kaum richtig 
zu regeln iſt. Während die Praktiker ſonſt im Rufe ſtehen, die Univerſitäten in 
Dreſſuranſtalten umwandeln zu wollen, plaidirt hier ein ehemaliger Richter und 
heutiger Advocat für energiſche Weckung des wiſſenſchaftlichen Geiſtes, den 


Ueberſchwemmungen im Jahre 1882 für Tirol und Kärnten bewilligten unver⸗ 
zinslichen Vorſchüſſe. 

X. Stück. Ausgeg. am 8. October. — 39. Geſetz vom 16. Auguſt 1886, 
wirkſam für die gefürftete Grafſchaft Tirol, über die Concurrenz zur Herſtellung 
und Einhaltung der Zufahrtsſtraße von der Eiſenbahnſtation Imſt bis zur 
Einmündung in die Reichsſtraße bei Brennbichl. — 40. Verordnung des 
k. k. Statthalters vom 21. Auguſt 1886, Z. 16.509— Matriken, betreffend die 
Matrikenführung der Geburts⸗, Trauungs⸗ und Todesfälle, wobei die kirchliche 
Function von einem anderen als dem zuſtändigen Seelſorger vorgenommen wird. 
| — 41. Geſetz vom 11. September 1886, betreffend die Ergänzung der Regulirung 
des Etſchfluſſes von der Paſſermündung bis Sacco. 

XI. Stück. Ausgeg. am 29. November. 42. Kundmachung des 
k. k. Statthalters vom 5. October 1886, 3. 19.104 — Mil., betreffend eine 


er bei der Mehrzahl der in die Praxis eintretenden Rechtshörer vermißt, und Abänderung der Statthalterei⸗Kundmachung vom 21. September 1886, L. G. Bl. 


findet in dieſem Maugel einen Hauptgrund des Niederganges der Rechtſprechung 
im Vergleiche zu jener vor den 60er Jahren. In der geringen Ausnützung der 
Studienzeit und noch geringeren Controle hierüber findet er eine Erklärung des 
geringen Maßes theoretiſcher Bildung, mit welcher die jungen Juriſten in die 
Praxis eintreten, und des mangelnden Strebens auf Weiterbildung, woraus eine 
beklagenswerthe Indolenz gegenüber der literariſchen Production und Fachpreſſe 
entſprießt. Das Wahre an dieſen Uebelſtänden im Richterſtande iſt ohneweiters 
zuzugeben und die Abhilfsvorſchläge des Verfaſſers als: Veranſtaltung von 
Praktica in den beiden letzten Semeſtern, Verwendung der Rechtsprakticanten in 
der richtigen Weiſe, coercitive Gründung von Juriſtenvereinen u. dgl., gewinnen 
dadurch an Bedeutung und ſachlicher Importanz. Deshalb wünſchen wir ihnen 
auch weiteſte Verbreitung und thunlichſte Berückſichtigung. 


Geſetze und Berordnungen. 


1886. II. Semeſter. 


Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für die gefürſtete Graffchaft Tirol 
und das Land Vorarlberg. 


VII. Stück. Ausgeg. am 12. Juli. — 26. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 


halters vom 23. Mai 1886, Z. 10.417 — Sanität, betreffs Erhöhung des von 


Nr. 57, hinſichtlich der Controlverſammlungen der Urlauber und Reſervemänner 
in Tirol und Vorarlberg. — 43. Kundmachung des k. k. proviſoriſchen Landes⸗ 
Schulrathes für Tirol vom 30. October 1886, Z. 17.404, betreffend die Ver⸗ 
hütung der Weiterverbreitung von anſteckenden Krankheiten und die Vornahme 
der Desinfection in den Schulen. — 44. Verordnung des k. k. Statthalters vom 
2. November 1886, Z. 21.507 — Mil., betreffend die Vervollſtändigung der monat⸗ 
lichen Veränderungsausweiſe der Gemeinden durch Beiſetzung des Aſſentjahrganges 
der ſich an⸗ bezw. abmeldenden Urlauber und Reſervemänner. 

XII. Stück. Ausgeg. am 30. December. — 45. Kundmachung des 
k. k. Statthalters vom 22. November 1886, Z. 23.250 — Mil., betreffend die 
Behandlung von Stellungsflüchtigen, welche zwar nicht zum Heeres⸗ wohl aber 
zum Landwehrdienſte tauglich befunden und eingereiht wurden. — 46. Kund⸗ 
machung des k. k. Statthalters vom 23. November 1886, Z. 23.185 —Mif., womit 
das Verbot des Tragens von Militärmonturen ſeitens der mit Invalidenpenſionen 
betheilten Perſonen, oder ſonſtigen nicht activen Perſonen des Mannſchaftsſtandes 
bekanntgegeben wird. 47. Kundmachung des k. k. Statthalters vom 
28. November 1886, Z. 22.624 — Bau, betreffend die Bemeſſung der Gebühren 
der behördlich autoriſirten Privattechniker nach den in der folgenden Minifterial- 
verordnung aufgeſtellten Kategorien. — 48. Kundmachung des k. k. Statthalters 
vom 29. November 1886, Z. 21.644 — Mil., womit einige Abänderungen der 
mit der Statthalterei⸗Kundmachung vom 2. März 1882 (L. G. Bl. Nr. 3) 


auszugsweiſe verlautbarten „Evidenzvorſchrift II. Theil, betreffend die Gagiſten 
in der Reſerve“ bekannt gegeben werden. — 49. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters vom 8. December 1886, Z. 24.292 — Mil., betreffend die bedingt tauglich 
claſſificirten Einjährig⸗Freiwilligen. — 50. Kundmachung des k. k. Statthalters 
vom 13. December 1886, Z. 24.660 — Mil, betreffend die Vergütung für die 
der Militärmannſchaft auf dem Durchzuge gebührende Mittagskoſt für das 
Jahr 1887. 
Landes⸗Geſetzblatt für das Königreich Böhmen. 

XX. Stück. Ausgeg, am 21. Juni. — 52. Geſetz vom 20. Mai 1886, 
betreffend die Abänderung der 88 13 und 15 der Landtagswahlordnung für das 
Königreich Böhmen. — 53. Geſetz vom 30. Mai 1886, womit der zweite Abſatz 
des § 106 der Gemeindeordnung für die königliche Hauptſtadt Prag vom 
27. April 1850, L. G. und R. Bl. Nr. 85, abgeändert wird. 

XXI. Stück. Ausgeg. am 9. Juli. — 54. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters für Böhmen vom 21. Juni 1886, Z. 49.165, mit welcher auf Grund 
der beſtehenden Geſetze und Vorſchriften mit Genehmigung des hohen k. k. Mini⸗ 
ſteriums des Innern eine proviſoriſche Straßenpolizeij⸗Ordnung, giltig für die 
Reichsſtraßen im Königreiche Böhmen verlautbart wird. 

XXII. Stück. Ausgeg. am 9. Auguſt. — 55. Geſetz vom 25. Mai 1886, 
wirkſam für das Königreich Böhmen, betreffend die Ausſcheidung der Gemeinde 
Rehberg aus dem Vertretungsbezirke Rokitnitz uud deren Vereinigung mit dem 
Vertretungsbezirke Reichenau. — 56. Verordnung des k. k. Juſtizminiſteriums 
vom 22. Mai 1886, 3. 5617, betreffend die Zuweiſung der Gemeinde Rehberg 
zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes Reichenau in Böhmen. — 57. Kund⸗ 
machung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 23. Juni 1886, Z. 4213 Pr., 
betreffend die Abänderung in dem Gebtetsumfange der k. k. Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaften Senftenberg und Reichenau. — 58. Kundmachung des k. k. Statthalters 
für Böhmen vom 21. Juli 1886, Z. 57.110, betreffend die Bemauthung der drei 
im Zuge der Plav⸗Glaſerdorfer Bezirksſtraße gelegenen Eiſenbrücken im Bezirke 
Eiſenbrod. — 59. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 29. Juli 
1886, Z. 62.095, betreffend den Fortbezug der Brückenmauth auf der hölzernen 
Egerbrücke bei Radoweſic. — 60. Kundmachung des k. k Statthalters für Böhmen 
vom 29. Juli 1886, Z. 62.096, betreffend die Weiterbemauthung der oberen 
Teplbrücke in Petſchau. 

XXIII. Stück. Ausgeg. am 23. Auguſt. — 61. Geſetz vom 24. Juli 1886, 
wirkſam für das Königreich Böhmen, betreffend die Ausſcheidung der Gemeinden 
Klein⸗Zdikau und Radſchau aus dem Gebiete der Bezirksvertretung Wolin und 
deren Vereinigung mit dem Gebiete der Bezirksvertretung Winterberg. 
62. Verordnung des k. k. Juſtizminiſteriums vom 19. Juli 1886, 3. 8679, 
betreffend die Zumeifung der Ortsgemeinden Klein⸗Zdikau und Radſchau zu dem 
Sprengel des Bezirksgerichtes Winterberg in Böhmen. — 63. Kundmachung des 
k. k. Statthalters für Böhmen vom 8. Auguſt 1886, Z. 5825 Pr., betreffend 
die Abänderung in dem Gebietsumfange der k. k. Bezirkshauptmannſchaften 
Strakonitz und Prachatitz. — 64. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen 
vom 6. Auguſt 1886, Z. 64.953, betreffend die im Jahre 1886 zu leiſtende 
Vergütung für eingelieferte Maikäfer und Engerlinge. — 65. Geſetz vom 9. Juli 
1886, giltig für. das Königreich Böhmen, in Betreff der Aenderung der Grenzen 
der Gemeinden Donawitz und Pirkenhammer. 66. Kundmachung des 
k. k. Statthalters für Böhmen vom 6. Auguſt 1886, Z. 64.723, betreffend die 
Weiterbemauthung der Krumau⸗Höritzer Bezirksſtraße. 

XXIV. Stück. Ausgeg am 28. Auguſt. — 67. Kundmachung des k. k. 
Statthalters für Böhmen vom 20. Auguſt 1886, Z. 69.203, betreffend die Ein⸗ 
führung einer neuen Cholera⸗Inſtruction. 

XXV. Stück. Ausgeg. am 31. Auguſt. — 68. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters für Böhmen vom 15. Auguſt 1886, Z. 66.284, betreffend die Weiter⸗ 
bemauthung der im Zuge der Uherſko⸗Meſtecer Gemeindeſtraße gelegenen vier 
Brücken und zwei Kanäle. — 69. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen 
vom 15. Auguſt 1886, Z. 66.941, betreffend die Weiterbemauthung der Brücke 
über die Adler bei Chotzen. 

XXVI. Stück. Ausgeg. am 2. September. — 70. Geſetz vom 29. Juni 
1886, betreffend die Regulirung der innerhalb des Gebietes der Waſſergenoſſen⸗ 
ſchaften Chlum⸗Dobrä Voda, Hokic⸗Blſko, Chvalina⸗Dobrä Voda, Holovous⸗ 
Basnic, Rasin⸗Milowic, Basnie⸗Psanky, Mlazowic⸗Lhota Särova, Mlazowic⸗ 
Ujezd jv. Janſkth, Domoſlawiec⸗Obora⸗Vohniskany im Horicer Bezirke gelegenen 
Gewäſſer. — 71. Kundmachung des k. k Statthalters für Böhmen vom 28. Auguft 
1886, 3. 6414 Pr., betreffend die Wirkſamkeit des Landesgeſetzes vom 29. Juni 
1886, L. G. Bl. Nr. 70, betreffend die Regulirung der innerhalb des Gebietes 
der oben genannten Waſſergenoſſenſchaften des Horicer Bezirkes gelegenen 
Gewäſſer. (Fortſetzung folgt.) 
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Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem geheimen Rathe und Unterſtaatsſecretär a. D. 
Dr. Joſeph Alexander Freiherrn von Helfert das Großkreuz des Franz⸗Joſeph⸗ 
Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Miniſterialrathes 
bekleideten Statthaltereirath Dr. Erich Wolf und den mit Titel und Charakter 
eines Miniſterialrathes bekleideten Sectionsrath Vincenz Grafen Baillet de 
Latour zu Miniſterialräthen, ferner den mit Titel und Charakter eines 
Sectionsrathes bekleideten Miniſterialſecretär Dr. Auguſt Ritter von Honſtetter⸗ 
Möwenſtein zum Sectionsrathe und den Minifterial-Vicefecretär Dr. Johann 
als, zum Miniſterialſecretär im Miniſterium für Cultus und Unterricht 
ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Oberingenieur Franz Glöckner in Klagen⸗ 
furt anläßlich ſeiner Penſionirung den Titel und Charakter eines Baurathes 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Regierungs⸗ 
rathes ausgezeichneten Oberrechnungsrathe im Juſtizminiſterium Virgil For⸗ 
mentini das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Linzer Lottoamtsverwalter Joſeph Hofmann 
anläßlich feiner Penſionirung den Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Bezirksgerichts⸗Adjuncten 
Dr. Max Burckhard und die Miniſterialconcipiſten Alfred Grafen zur Lippe⸗ 
Weißenfeld und Dr. Edmund Edlen von Marenzeller zu Miniſterial⸗ 
Viceſecretären und den Concipiſten der Statthalterei in Tirol Erwin Freiherrn 
Strein von Schwartze nau, ſowie den Concipiſten der Landesregierung in 
Salzburg Wilhelm Freiherrn von Weckbecker zu Miniſterialconcipiſten im 
Miniſterium für Cultus und Unterricht ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Secretär der Generaldirection der Tabak⸗ 
regie Dr. Arthur Muſſil zum Finanzrathe und Inſpector und den Fiuanz⸗ 
commiſſär Adolph Freiherrn von Merkl⸗Reinſee zum Gecretär ernannt 

Der Finanzminiſter hat die Zoll⸗Oberamtsofficiale Dominik Zuanelli 
und Theodor Ritter von Fichtl und die Zollamtsverwalter Joſeph Vidoß ich 
und Anton Marcochia Edlen von Marcaini zu Oberamtscontroloren bei 
dem Hauptzollamte in Trieſt ernannt. 


Erledigungen. 


Arztesſtelle bei der Salinenverwaltung Iſchl für den Curbezirk Goiſern 

a 700 K Beſtallung und 300 fl. Reiſepauſchale, binnen 3 Wochen. (Amtsbl. 
r. 195. 

Kanzleiofficialsſtelle in der zehnten, eventuell Kanzliſtenſtelle in der eilften 
Rangsclaſſe bei den leitenden Finanzbehörden in Niederöſterreich, binnen 4 Wochen. 
(Amtsbl Nr. 196.) 

Forſtaſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, eventuell Forſteleve⸗ e mit 
500 fl. Adjutum bei der Forſt⸗ und Domänendirection für Tirol und Wen 
bis 18. September. (Amtsbl. Nr. 196.) 


Auszug aus dem Verlags-Catalog 


der 
MANZ’schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts- 
Buchhandlung in Wien, I., Kohlmarkt 7. 


c) Verlagswerke in alphabetischer Ordnung. 

Adler, Dr. Leop., k. k. Landesgerichtsrath, Die Pflichten und Rechte 
der Geschwornen Oesterreichs, nach der neuen Strafprocessordnung 
vom 23. Mai 1873 populär dargestellt. 3. vermehrte und verbesserte Auf- 
lage. kl. 8. 1884. (VI, 100 S.) 50 kr. 

Adler, Dr. Leop., und Dr. Robert Clemens, Hof- und Gerichtsadvocat, 
Sammlung von Entscheidungen zum Handelsgesetzbuche. 

Erste Reihe. 2. Auflage. gr. 8. 1879. (IV, 184 S.) 1 fl. 20 kr. 
Zweite Folge. gr. 8. 1870. (IV, 180 8.) 1 fl. 50 kr. 
Dritte Folge. Mit Paragraphen-, systematischem und alphabetischem Ge- 


sammtregister über die drei erschienenen Bände. gr. 8. 1875. (IV, 
556 8) 4 fl. 
Vierte Folge. Mit Paragraphen-, systematischem und alphabetischem Ge- 
sammtregister über die vier erschienenen Bände. gr. 8. 1880. (IV, 
716 8) 4 fl. 
Fünfte Folge. 1883. (IV, 272 8.) 2 fl. 


Arndts, Dr. L., Des Leonh. Pappus epitome rerum germanicarım ab 
anno 1617 ad annum 1648 gestarum. Mit Anmerkungen. Neue Ausgabe. 
8. (IV, XXXIX, 231 S.; XXIV, 290 8.) 3 fl. 

Baernreither, Dr., Ueber das Vermögensrecht der geistlichen Orden 
und ihrer Mitglieder. Separatabdruck aus der „Allgem. österr. Gerichts- 
Zeitung“. gr. 8. 1882. (60 8.) 40 kr. 

— Stammgütersystem und Anerbenrecht in Deutschland. gr. 8. 1882. 
(v, 112 S.) 1 fl. 20 kr. 

Baranski, Dr. Anton, Handbuch sämmtlicher Veterinärgesetze und 
Verordnungen, die in Oesterreich-Ungarn und Bosnien giltig sind. gr. 8. 
1884. (445 S.) 3 fl. 
in Leinwand gebunden 3 fl. 60 kr. 


bpiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 16 der Erkenntniſſe 1887. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


